
durch die Justizfunktionäre zum Durchbruch zu ver­
helfen. Mit der Richtenwahl wird der demokratische 
Zentralismus auch in der Justiz eine Weiterentwicklung 
erfahren. Das bisher isolierte Nebeneinander der ört­
lichen Volksvertretungen und ihrer Organe und der 
Organe der Justiz wird damit überwunden werden 
können. Denn bisher ist die Verbindung zu den Volks­
vertretungen, wenn überhaupt, dann nur durch den 
Direktor vorhanden gewesen, der in der Ständigen 
Kommission ' für Innere Angelegenheiten, Volkspolizei 
und Justiz mitarbeitete. Zumeist fehlte es dann noch 
an der Auswertung und Verallgemeinerung der Erfah­
rungen mit den Mitarbeitern des Gerichts. Es ist jedoch 
erforderlich, die reichen Erfahrungen der Richter aus 
der Rechtsprechung den Ständigen Kommissionen und 
den Abteilungen der örtlichen Räte möglichst schnell 
zur Verwertung in ihrer eigenen Arbeit zu vermitteln. 
Das Bezirksgericht Dresden wird deshalb zunächst eine 
Verbindung zu den Ständigen Kommissionen Finanzen, 
Volksbildung, Jugendfragen, Industrie, Landwirtschaft 
und Handel des Bezirkstags hersteilen und die Richter 
bzw. Sekretäre in die Ständigen Kommissionen bzw. 
deren Aktivs delegieren. Auch für die Ständigen Kom­

missionen Wohnungswesen und Gesundheits- und 
Sozialwesen ist die Mitarbeit geplant. Eine diese Maß­
nahmen vorbereitende Besprechung mit dem Sekretär 
des Rates des Bezirks sowie den Vorsitzenden der Stän­
digen Kommissionen und Abteilungsleitern hat bereits 
stattgefunden. Wir erhoffen uns davon eine enge Ver­
bindung zur Volksvertretung und glauben, daß wir 
deren Arbeit sowie die der staatlichen Organe durch 
unsere Hinweise und Anregungen fördern und die 
eigene Arbeit durch die Hinweise, die wir bei dieser 
Zusammenarbeit erhalten, verbessern können. Wir 
werden so die territorialen Besonderheiten besser 
kennenlernen und in der Rechtsprechung berücksich­
tigen können. Entscheidend wird aber sein, daß die 
Richter sich selbst in den Ständigen Kommissionen be­
teiligen und an der Beseitigung die sozialistische 
Gesetzlichkeit verletzender Zustände mitwirken.

Bei den Gerichten liegt eine Fülle von Material zu 
vielen wichtigen Problemen des gesellschaftlichen 
Lebens, welches im Interesse des schnelleren sozialisti­
schen Aufbaus in der DDR zur Verwertung an die 
Volksvertretungen und ihre Organe herangetragen 
werden muß.

Aus der Arbeit der Parteigruppe 
eines Rechtsanwaltskollegiums

Die Parteigruppe des Kollegiums der Rechtsanwälte 
im Bezirk Magdeburg nahm in mehreren Mitglieder­
versammlungen, auf denen die Bedeutung des V. Par­
teitages für die Aufgaben der Anwälte besprochen 
wurde, eine selbstkritische Analyse ihrer bisherigen 
Arbeit vor und legte den weiteren Entwicklungsweg 
für die politische und fachliche Tätigkeit der Anwälte 
des Kollegiums fest.

Die Diskussionen zeigten, daß der ideologische Ent­
wicklungsstand der Parteigruppe den Anforderungen, 
die der weitere Aufbau des Sozialismus auch an die 
Anwaltskollegien stellt, nicht in jeder Hinsicht ent­
sprach. Bisher betrieb die Parteigruppe eine „Nach- 
trab-Politik“ hinter der Tätigkeit des Vorstands des 
Kollegiums und verstand es nicht, die führende Rolle 
der Partei in der Tätigkeit der Organe des Kollegiums 
zu entwickeln. Eine Ursache für die nicht in genügen­
dem Maße vorwärtstreibende Kraft der Parteigruppe 
schien die Tatsache zu sein, daß die Leitung der 
Gruppe jahrelang in der Hand nur eines Sekretärs lag. 
In Wirklichkeit stellte sich auf Grund der kritischen 
und selbstkritischen Aussprache heraus, daß die auf­
getretenen Mängel Erscheinungsformen tiefer liegen­
der ideologischer Schwächen der Gruppe gewesen 
waren. Der Parteisekretär sah seine Hauptaufgabe in 
der Vorbereitung und Durchführung der Versammlun­
gen und verstand es nicht, eine kollektive Arbeit zu 
organisieren. In der Arbeit der Genossen zeigten sich 
starke Restbestände von bürgerlichem Individualismus. 
In selbstkritischen Auseinandersetzungen mit unserer 
bisherigen Arbeit erkannten wir, daß eine Ursache 
hierfür in der jahrelangen, z. T. sogar jahrzehnte­
langen Isolierung der Anwälte liegt. Auch noch in der 
Zeit nach Bildung unseres Kollegiums wurde die Ar­
beit mehr oder weniger praktizistisch geleistet und viel 
zu wenig Wert auf das Studium der Grundsätze des 
Marxismus-Leninismus gelegt. Als eine wesentliche 
Aufgabe wurde die bedeutende Verstärkung der kol­
lektiven Arbeit der Genossen nicht nur in der Leitung, 
sondern auch in der Arbeit der Parteigruppe selbst er­
kannt. Als Arbeitsgrundlage für die zukünftige poli­
tische und fachliche Arbeit wurden daher in den letz­
ten Mitgliederversammlungen Beschlüsse gefaßt, die 
bei einer aktiven Inangriffnahme der darin gestellten 
Aufgaben eine wesentliche Verbesserung der anwalt­
lichen Tätigkeit im Sinne der Fortentwicklung einer 
sozialistischen Rechtsanwaltschaft bedeuten.

U. a. wurde beschlossen, zur Hebung des ideologi­
schen und kollektiven Bewußtseins und um die Ge­
nossen und Kollegen zu befähigen, ihre weitere fach­
liche Arbeit in Übereinstimmung mit den sich aus der 
Politik unserer Partei und Regierung ergebenden poli­

tischen Aufgaben zu leisten, den dialektischen und 
historischen Materialismus zu studieren. Monatlich ist 
mindestens eine Schulung in seminaristischer Form 
vorgesehen.

Eine weitere Schulung über Bedeutung und Auf­
gaben der Produktionsgenossenschaften des Handwerks 
soll den Genossen und Kollegen Klarheit über den 
sozialistischen Weg des Handwerks in unserer Repu­
blik verschaffen.

Zur weiteren Vervollständigung der Kenntnisse über 
den Entwicklungsweg der Landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften ist beabsichtigt, am 22. No­
vember 1958 in der größten MTS des Bezirks eine Ta­
gung über die vom Ministerium der Justiz herausgege­
benen Thesen für das LPG-Recht durchzuführen, an 
der besonders aktive LPG-Mitglieder, MTS-Direktoren, 
Vertreter der Bezirksleitung und Kreisleitung der Par­
tei sowie Vertreter des Rates des Bezirks und der ört­
lichen Volksvertretungen teilnehmen werden.

Der Parteigruppe ist klar, daß nicht allein durch 
Schulungen, sondern nur durch eine sinnvolle Verbin­
dung von politisch-juristischer und praktischer Arbeit 
eine entscheidende Hebung des ideologischen Niveaus 
aller Genossen und darüber hinaus aller übrigen Kolle­
gen erreicht werden kann. Wir wollen in dieser Hin­
sicht unsere Kräfte auf drei Schwerpunkte konzen­
trieren:

Im Vordergrund steht im Augenblick natürlich die 
aktive Mitarbeit aller Mitglieder des Kollegiums, voran 
aller Genossen, bei der Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Wahlen zur Volkskammer und zu den Be­
zirkstagen. Jeder Genosse bekam einen konkreten Par­
teiauftrag. Uber die Mitarbeit in den Ausschüssen der 
Nationalen Front ihres Wohnbezirks sollen die Genos­
sen laufend der Parteigruppe berichten. Viele Genos­
sen haben ihre Arbeit bei der Vorbereitung der Wah­
len bereits aufgenommen und in einigen Orts- bzw. 
Kreisausschüssen der Nationalen Front sofort nach 
Veröffentlichung des Wahlaufrufs die Initiative bei der 
Vorbereitung und Durchführung von Wählervertreter- 
Konferenzen ergriffen.

Besondere Bedeutung mißt die Parteigruppe der kör­
perlichen Arbeit als einem Mittel zur Festigung der 
Verbindung mit der werktätigen Bevölkerung bei. Der 
Anfang wurde durch einen geschlossenen Einsatz der 
Mitglieder und einiger Angestellten der Magdeburger 
Zweigstelle in der LPG „Florian Geyer“ in Langen- 
weddingen, Kreis Wanzleben, bei der Bergung der Ge­
treideernte gemacht.

Entscheidend für die weitere Stärkupg des Kolle­
giums und damit für die Hinführung der gesamten An-
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